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Bestehendes Recht Künftiges Recht 

Synopse Synopse 

Dieses Dokument enthält die nachfol-
gend gelisteten Normvorschriften. 

Dieses Dokument enthält die nachfol-
gend gelisteten Normvorschriften. 

Konvertierungsliste Konvertierungsliste 
u n v e r ä n d e r t  

Liste der Konvertierungen im Format 
"Dateiname: Titel der Vorschrift" 

 

1. StGB: Strafgesetzbuch  

2. GVG: Gerichtsverfassungsgesetz  

3. ZFdG: Zollfahndungsdienstgesetz  
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Strafgesetzbuch Strafgesetzbuch 

( - StGB) 
vom: 15.05.1871 - zuletzt geän-

dert durch Art. 1 des G. v. 
20.3.2026 I Nr. 95 

( - StGB) 
vom: 15.05.1871 - zuletzt geän-

dert durch Art. 1 d. G. v. 
20.3.2026 I Nr. 95 

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht 

Vierter Abschnitt  

Straftaten gegen Verfassungsorgane sowie bei Wah-

len und Abstimmungen; Bestechlichkeit und Beste-

chung von Mandatsträgern  

Vierter Abschnitt  

Straftaten gegen staatliche und europäische Or-

gane sowie bei Wahlen und Abstimmungen; Be-

stechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern 

§ 105 Nötigung von Verfassungsorganen § 105 Nötigung staatlicher und europäischer Or-

gane 

§ 106 Nötigung des Bundespräsidenten und von Mit-

gliedern eines Verfassungsorgans 

§ 106 Nötigung des Bundespräsidenten, von Mit-

gliedern staatlicher und europäischer Organe so-

wie von kommunalen Entscheidungsträgern 

§ 316b Störung öffentlicher Betriebe § 316b Störung öffentlicher Unternehmen, Anlagen 

oder Einrichtungen; Behinderung der für sie täti-

gen Personen 

§ 46 § 46 

Grundsätze der Strafzumessung Grundsätze der Strafzumessung 

(1) Die Schuld des Täters ist Grund-
lage für die Zumessung der Strafe. Die Wir-
kungen, die von der Strafe für das künftige 
Leben des Täters in der Gesellschaft zu er-
warten sind, sind zu berücksichtigen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei der Zumessung wägt das Ge-
richt die Umstände, die für und gegen den 
Täter sprechen, gegeneinander ab. Dabei 
kommen namentlich in Betracht:  

(2) Bei der Zumessung wägt das Ge-
richt die Umstände, die für und gegen den 
Täter sprechen, gegeneinander ab. Dabei 
kommen namentlich in Betracht:  
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 die Beweggründe und die Ziele des 
Täters, besonders auch rassistische, 
fremdenfeindliche, antisemitische, ge-
schlechtsspezifische, gegen die sexu-
elle Orientierung gerichtete oder sons-
tige menschenverachtende, 

 die Beweggründe und die Ziele des 
Täters, besonders auch rassistische, 
fremdenfeindliche, antisemitische, ge-
schlechtsspezifische, gegen die sexu-
elle Orientierung gerichtete oder sons-
tige menschenverachtende, 

die Gesinnung, die aus der Tat spricht, 
und der bei der Tat aufgewendete 
Wille, 

die Gesinnung, die aus der Tat spricht, 
und der bei der Tat aufgewendete 
Wille, 

das Maß der Pflichtwidrigkeit, das Maß der Pflichtwidrigkeit, 

die Art der Ausführung und die ver-
schuldeten Auswirkungen der Tat, 

die Art der Ausführung und die ver-
schuldeten Auswirkungen der Tat, 
auch die Eignung der Tat, eine dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeit 
nicht nur unerheblich zu beeinträch-
tigen, 

das Vorleben des Täters, seine per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse sowie 

das Vorleben des Täters, seine per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse sowie 

sein Verhalten nach der Tat, beson-
ders sein Bemühen, den Schaden wie-
dergutzumachen, sowie das Bemühen 
des Täters, einen Ausgleich mit dem 
Verletzten zu erreichen. 

sein Verhalten nach der Tat, beson-
ders sein Bemühen, den Schaden wie-
dergutzumachen, sowie das Bemühen 
des Täters, einen Ausgleich mit dem 
Verletzten zu erreichen. 

(3) Umstände, die schon Merkmale 
des gesetzlichen Tatbestandes sind, dürfen 
nicht berücksichtigt werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 77a § 77a 

Antrag des Dienstvorgesetzten Antrag des Dienstvorgesetzten 

(1) Ist die Tat von einem Amtsträger, 
einem für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten oder einem Soldaten 
der Bundeswehr oder gegen ihn begangen 
und auf Antrag des Dienstvorgesetzten ver-
folgbar, so ist derjenige Dienstvorgesetzte 
antragsberechtigt, dem der Betreffende zur 
Zeit der Tat unterstellt war. 

(1) Ist die Tat von einem Amtsträger, 
einem für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten oder einem Soldaten 
der Bundeswehr oder gegen ihn begangen 
worden und auf Antrag des Dienstvorge-
setzten verfolgbar, so ist derjenige Dienst-
vorgesetzte antragsberechtigt, dem der Be-
treffende zur Zeit der Tat, im Falle des 
§ 189 im Zeitpunkt des Todes, unterstellt 
war.“ 
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(2) Bei Berufsrichtern ist an Stelle des 
Dienstvorgesetzten antragsberechtigt, wer 
die Dienstaufsicht über den Richter führt. 
Bei Soldaten ist Dienstvorgesetzter der 
Disziplinarvorgesetzte. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei einem Amtsträger oder einem 
für den öffentlichen Dienst besonders Ver-
pflichteten, der keinen Dienstvorgesetzten 
hat oder gehabt hat, kann die Dienststelle, 
für die er tätig war, den Antrag stellen. Lei-
tet der Amtsträger oder der Verpflichtete 
selbst diese Dienststelle, so ist die staatli-
che Aufsichtsbehörde antragsberechtigt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Bei Mitgliedern der Bundesregie-
rung ist die Bundesregierung, bei Mitglie-
dern einer Landesregierung die Landesre-
gierung antragsberechtigt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 86 § 86 

Verbreiten von Propagandamitteln ver-
fassungswidriger und terroristischer Or-

ganisationen 

Verbreiten von Propagandamitteln ver-
fassungswidriger und terroristischer Or-

ganisationen 

(1) Wer Propagandamittel  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. einer vom Bundesverfassungsgericht 
für verfassungswidrig erklärten Partei 
oder einer Partei oder Vereinigung, 
von der unanfechtbar festgestellt ist, 
daß sie Ersatzorganisation einer sol-
chen Partei ist, 

 

2. einer Vereinigung, die unanfechtbar 
verboten ist, weil sie sich gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder ge-
gen den Gedanken der Völkerverstän-
digung richtet, oder von der unanfecht-
bar festgestellt ist, daß sie Ersatzorga-
nisation einer solchen verbotenen Ver-
einigung ist, 

 

3. einer Regierung, Vereinigung oder Ein-
richtung außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, die 
für die Zwecke einer der in den Num-
mern 1 und 2 bezeichneten Parteien 
oder Vereinigungen tätig ist, oder 
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4. die nach ihrem Inhalt dazu bestimmt 
sind, Bestrebungen einer ehemaligen 
nationalsozialistischen Organisation 
fortzusetzen, 

 

im Inland verbreitet oder der Öffentlichkeit 
zugänglich macht oder zur Verbreitung im 
Inland oder Ausland herstellt, vorrätig hält, 
einführt oder ausführt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Propa-
gandamittel einer Organisation, die im An-
hang der Durchführungsverordnung (EU) 
2021/138 des Rates vom 5. Februar 2021 
zur Durchführung des Artikels 2 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über 
spezifische, gegen bestimmte Personen 
und Organisationen gerichtete restriktive 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Terroris-
mus und zur Aufhebung der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2020/1128 (ABl. L 
43 vom 8.2.2021, S. 1) als juristische Per-
son, Vereinigung oder Körperschaft aufge-
führt ist, im Inland verbreitet oder der Öf-
fentlichkeit zugänglich macht oder zur Ver-
breitung im Inland oder Ausland herstellt, 
vorrätig hält, einführt oder ausführt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Propa-
gandamittel einer Organisation, die im An-
hang II der Verordnung (EU) 2026/456 in 
der Fassung vom 26. Februar 2026 als 
juristische Person, als Vereinigung oder 
als Körperschaft aufgeführt ist, im Inland 
verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht oder zur Verbreitung im Inland oder 
Ausland herstellt, vorrätig hält, einführt 
oder ausführt. 

(3) Propagandamittel im Sinne des 
Absatzes 1 ist nur ein solcher Inhalt (§ 11 
Absatz 3), der gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung oder den Ge-
danken der Völkerverständigung gerichtet 
ist. Propagandamittel im Sinne des Absat-
zes 2 ist nur ein solcher Inhalt (§ 11 Ab-
satz 3), der gegen den Bestand oder die 
Sicherheit eines Staates oder einer interna-
tionalen Organisation oder gegen die Ver-
fassungsgrundsätze der Bundesrepublik 
Deutschland gerichtet ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn die Handlung der staatsbürgerlichen 
Aufklärung, der Abwehr verfassungswidri-
ger Bestrebungen, der Kunst oder der Wis-
senschaft, der Forschung oder der Lehre, 
der Berichterstattung über Vorgänge des 
Zeitgeschehens oder der Geschichte oder 
ähnlichen Zwecken dient. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Ist die Schuld gering, so kann das 
Gericht von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 87 § 87 

Agententätigkeit zu Sabotagezwecken Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
einen Auftrag einer Regierung, Vereinigung 
oder Einrichtung außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes zur Vor-
bereitung von Sabotagehandlungen, die in 
diesem Geltungsbereich begangen werden 
sollen, dadurch befolgt, daß er 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. sich bereit hält, auf Weisung einer der 
bezeichneten Stellen solche Handlun-
gen zu begehen, 

 

2. Sabotageobjekte auskundschaftet,  

3. Sabotagemittel herstellt, sich oder ei-
nem anderen verschafft, verwahrt, ei-
nem anderen überläßt oder in diesen 
Bereich einführt, 

 

4. Lager zur Aufnahme von Sabotagemit-
teln oder Stützpunkte für die Sabotage-
tätigkeit einrichtet, unterhält oder über-
prüft, 

 

5. sich zur Begehung von Sabotagehand-
lungen schulen läßt oder andere dazu 
schult oder 

 

6. die Verbindung zwischen einem Sabo-
tageagenten (Nummern 1 bis 5) und 
einer der bezeichneten Stellen herstellt 
oder aufrechterhält, 

 

und sich dadurch absichtlich oder wissent-
lich für Bestrebungen gegen den Bestand 
oder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder gegen Verfassungs-
grundsätze einsetzt. 

 

(2) Sabotagehandlungen im Sinne 
des Absatzes 1 sind 

(2) Sabotagehandlungen im Sinne 
des Absatzes 1 sind 
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1. Handlungen, die den Tatbestand der 
§§ 109e, 305, 306 bis 306c, 307 bis 
309, 313, 315, 315b, 316b, 316c 
Abs. 1 Nr. 2, der §§ 317 oder 318 ver-
wirklichen, und 

1. Handlungen, die den Tatbestand der 
§§ 109e, 305, 306 bis 306c, 307 bis 
309, 313, 315, 315b, 316b Absatz 1, 
316c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, der 
§§ 317 oder 318 verwirklichen, und 

2. andere Handlungen, durch die der Be-
trieb eines für die Landesverteidigung, 
den Schutz der Zivilbevölkerung gegen 
Kriegsgefahren oder für die Gesamt-
wirtschaft wichtigen Unternehmens 
dadurch verhindert oder gestört wird, 
daß eine dem Betrieb dienende Sache 
zerstört, beschädigt, beseitigt, verän-
dert oder unbrauchbar gemacht oder 
daß die für den Betrieb bestimmte 
Energie entzogen wird. 

2. andere Handlungen, durch die der Be-
trieb eines für die Landesverteidigung, 
den Schutz der Zivilbevölkerung gegen 
Kriegsgefahren oder für die Gesamt-
wirtschaft wichtigen Unternehmens 
dadurch verhindert oder gestört wird, 
daß eine dem Betrieb dienende Sache 
zerstört, beschädigt, beseitigt, verän-
dert oder unbrauchbar gemacht oder 
daß die für den Betrieb bestimmte 
Energie entzogen wird. 

(3) Das Gericht kann von einer Be-
strafung nach diesen Vorschriften absehen, 
wenn der Täter freiwillig sein Verhalten auf-
gibt und sein Wissen so rechtzeitig einer 
Dienststelle offenbart, daß Sabotagehand-
lungen, deren Planung er kennt, noch ver-
hindert werden können. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 89a § 89a 

Vorbereitung einer terroristischen Straf-
tat; Versuch der Anstiftung und Andro-

hung 

Vorbereitung einer terroristischen Straf-
tat; Versuch der Anstiftung und Andro-

hung 

(1) Wer eine terroristische Straftat 
nach Satz 2 Nummer 1 bis 8 vorbereitet 
und dabei in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 1 bis 3 in der Absicht handelt, 
diese terroristische Straftat selbst zu bege-
hen oder in dem Wissen oder der Absicht 
handelt, dass seine Vorbereitungshandlung 
einen wirksamen Beitrag zu einer terroristi-
schen Straftat eines anderen leisten soll, 
wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren bestraft. Terroristische 
Straftaten sind 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Mord (§ 211), Totschlag (§ 212), Völ-
kermord (§ 6 des Völkerstrafgesetzbu-
ches), Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit (§ 7 des Völkerstrafgesetzbu-
ches) und Kriegsverbrechen (§§ 8 bis 
12 des Völkerstrafgesetzbuches), 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. Körperverletzungen nach § 224 und 
Körperverletzungen, die einem ande-
ren Menschen schwere körperliche 
oder seelische Schäden, insbesondere 
der in § 226 bezeichneten Art, zufü-
gen, 

2.  u n v e r ä n d e r t  

3. erpresserischer Menschenraub 
(§ 229a) und Geiselnahme (§ 239b) 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a und gemeingefährliche Straftaten 
in den Fällen der §§ 306 bis 306c und 
307 Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 
bis 5, des § 309 Absatz 1 bis 5, der 
§§ 313, 314 und 315 Absatz 1, 3 und 
4, des § 316b Absatz 1 und 3, des 
§ 316c Absatz 1 bis 3 und des § 317 
Absatz 1, 

4. Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a und gemeingefährliche Straftaten 
in den Fällen der §§ 306 bis 306c und 
307 Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 
bis 5, des § 309 Absatz 1 bis 5, der 
§§ 313, 314 und 315 Absatz 1, 3 und 
4, des § 316b Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2, des § 316c Absatz 1 bis 3 
und des § 317 Absatz 1, 

5. Straftaten gegen die Umwelt in den 
Fällen des § 330a Absatz 1 bis 3, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, 
§ 20 Absatz 1 und 2 und § 20a Ab-
satz 1 bis 3, jeweils auch in Verbin-
dung mit § 21, und nach § 22a Ab-
satz 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 
und § 52 Absatz 1, 3, 5 und 6 des Waf-
fengesetzes, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. Straftaten nach § 310 Absatz 1 und 2 
und § 328 Absatz 1 und 2, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. die Androhung, eine in den Nummern 
1 bis 8 bezeichnete Tat zu begehen, 

9. u n v e r ä n d e r t  

wenn die Tat bestimmt ist, die Bevölkerung 
auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 
eine Behörde oder eine internationale Or-
ganisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 
die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Grundstruk-
turen eines Staates oder einer internationa-
len Organisation zu beseitigen oder erheb-
lich zu beeinträchtigen und durch die Art ih-
rer Begehung oder ihre Auswirkungen ei-
nen Staat oder eine internationale Organi-
sation erheblich schädigen kann. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, 
wenn der Täter eine terroristische Straftat 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8 vor-
bereitet, indem er 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. eine andere Person unterweist oder 
sich unterweisen lässt in der Herstel-
lung von oder im Umgang mit Waffen, 
Sprengstoffen, Spreng- oder Brandvor-
richtungen, Kernbrenn- oder sonstigen 
radioaktiven Stoffen, Stoffen, die Gift 
enthalten oder hervorbringen können, 
anderen gesundheitsschädlichen Stof-
fen, zur Ausführung der Tat erforderli-
chen besonderen Vorrichtungen oder 
in sonstigen Fertigkeiten, die der Bege-
hung einer der in Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 bis 8 genannten Straftaten 
dienen, 

 

2. Stoffe, Vorrichtungen der in Nummer 1 
bezeichneten Art, Waffen oder gefährli-
che Werkzeuge mit der Absicht, diese 
gefährlichen Werkzeuge bei der terro-
ristischen Straftat zu verwenden, her-
stellt, sich oder einem anderen ver-
schafft, befördert, verwahrt oder einem 
anderen überlässt oder zur Entwick-
lung oder Herstellung von Atomwaffen, 
biologischen oder chemischen Waffen 
nach den §§ 19 und 20 des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen 
forscht, 

 

3. Gegenstände oder Stoffe sich ver-
schafft oder verwahrt, die für die Her-
stellung von Waffen, Stoffen oder Vor-
richtungen der in Nummer 1 bezeich-
neten Art wesentlich sind 

 

4. aus der Bundesrepublik Deutschland 
ausreist, um 

 

a) eine terroristische Straftat zu be-
gehen oder sich an einer solchen 
zu beteiligen oder eine in Num-
mer 1 genannte Handlung zu be-
gehen oder 
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b) sich an einer Vereinigung im Sinne 
des § 129a, auch in Verbindung 
mit § 129b, als Mitglied zu beteili-
gen oder um eine solche Vereini-
gung zu unterstützen, oder 

 

5. in die Bundesrepublik Deutschland ein-
reist, um 

 

a) eine terroristische Straftat zu be-
gehen oder sich an einer solchen 
zu beteiligen oder eine in Num-
mer 1 genannte Handlung zu be-
gehen oder 

 

b) sich an einer Vereinigung im Sinne 
des § 129a, auch in Verbindung 
mit § 129b, als Mitglied zu beteili-
gen oder um eine solche Vereini-
gung zu unterstützen. 

 

(2a) In den Fällen des Absatzes 1 
Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Num-
mer 1, 2, 4 oder 5 ist der Versuch strafbar 

(2a) u n v e r ä n d e r t  

(2b) Für den Versuch der Anstiftung zu 
einem der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 
8 genannten Vergehen gelten § 30 Ab-
satz 1 und § 31 Absatz 1 Nummer 1 und 
Absatz 2 entsprechend. 

(2b) u n v e r ä n d e r t  

(3) Werden die in Absatz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 2 und die in den Absätzen 
2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen 
im Ausland begangen, so gilt deutsches 
Strafrecht unter den Voraussetzungen des 
§ 5 Nummer 3 Buchstabe d entsprechend. 
Außerdem ist deutsches Strafrecht an-
wendbar, wenn die vorbereitete oder ange-
drohte terroristische Straftat oder die terro-
ristische Straftat, zu der die Anstiftung ver-
sucht wird, im Inland oder durch oder ge-
gen einen Deutschen begangen werden 
soll. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Werden die in Absatz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 2 und die in den Absätzen 
2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen 
außerhalb der Europäischen Union began-
gen, bedarf die Verfolgung der Ermächti-
gung durch das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz. Werden 
die in Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
und die in den Absätzen 2a, 2b und 8 be-
schriebenen Handlungen in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union be-
gangen, bedarf die Verfolgung der Ermäch-
tigung durch das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz, wenn die 
Tat weder durch einen Deutschen began-
gen wurde noch die vorbereitete oder an-
gedrohte terroristische Straftat oder die ter-
roristische Straftat, zu der die Anstiftung 
versucht wird, im Inland noch durch oder 
gegen einen Deutschen begangen werden 
soll. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) In minder schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht 
anordnen (§ 68 Abs. 1). 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Das Gericht kann die Strafe nach 
seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) 
oder von einer Bestrafung nach dieser Vor-
schrift absehen, wenn der Täter freiwillig 
die weitere Vorbereitung der terroristischen 
Straftat aufgibt und eine von ihm verur-
sachte und erkannte Gefahr, dass andere 
diese Tat weiter vorbereiten oder sie aus-
führen, abwendet oder wesentlich mindert 
oder wenn er freiwillig die Vollendung die-
ser Tat verhindert. Wird ohne Zutun des 
Täters die bezeichnete Gefahr abgewendet 
oder wesentlich gemindert oder die Vollen-
dung der terroristischen Straftat verhindert, 
genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Be-
mühen, dieses Ziel zu erreichen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Mit Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer an-
droht, eine terroristische Straftat zu bege-
hen (Absatz 1 Satz 2 Nummer 9). Absatz 7 
gilt entsprechend. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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V i e r t e r  A b s c h n i t t  V i e r t e r  A b s c h n i t t  

S t r a f t a t e n  g e g e n  V e r f a s -
s u n g s o r g a n e  s o w i e  b e i  

W a h l e n  u n d  A b s t i m m u n -
g e n  

S t r a f t a t e n  g e g e n  s t a a t l i -
c h e  u n d  e u r o p ä i s c h e  O r -

g a n e  s o w i e  b e i  W a h l e n  
u n d  A b s t i m m u n g e n ;  B e -

s t e c h l i c h k e i t  u n d  B e s t e -
c h u n g  v o n  M a n d a t s t r ä -

g e r n  

§ 105 § 105 

Nötigung von Verfassungsorganen Nötigung staatlicher und europäischer 
Organe 

(1) Wer  (1) Wer  

1. ein Gesetzgebungsorgan des Bundes 
oder eines Landes oder einen seiner 
Ausschüsse, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Bundesversammlung oder einen ih-
rer Ausschüsse oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Regierung oder das Verfassungs-
gericht des Bundes oder eines Landes 

3. u n v e r ä n d e r t  

 4. das Europäische Parlament, die Eu-
ropäische Kommission oder den 
Gerichtshof der Europäischen 
Union oder 

 5. ein aus mehreren Mitgliedern beste-
hendes Organ einer kommunalen 
Gebietskörperschaft oder einer für 
ein Teilgebiet eines Landes gebilde-
ten Verwaltungseinheit 

rechtswidrig mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit Gewalt nötigt, ihre Befugnisse 
nicht oder in einem bestimmten Sinne aus-
zuüben, wird mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

rechtswidrig mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit Gewalt nötigt, seine oder ihre Be-
fugnisse nicht oder in einem bestimmten 
Sinne auszuüben, wird mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn Jahren be-
straft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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§ 106 § 106 

Nötigung des Bundespräsidenten und 
von Mitgliedern eines Verfassungsor-

gans 

Nötigung des Bundespräsidenten, von 
Mitgliedern staatlicher und europäischer 

Organe sowie von kommunalen Ent-
scheidungsträgern 

(1) Wer  (1) Wer  

1. den Bundespräsidenten oder 1. u n v e r ä n d e r t  

2. ein Mitglied 2. ein Mitglied 

a) eines Gesetzgebungsorgans des 
Bundes oder eines Landes, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) der Bundesversammlung oder b) der Bundesversammlung,  

c) der Regierung oder des Verfas-
sungsgerichts des Bundes oder ei-
nes Landes 

c) u n v e r ä n d e r t  

 d) des Europäischen Parlaments, 
der Europäischen Kommission 
oder des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union oder 

 e) eines aus mehreren Mitgliedern 
bestehenden Organs einer kom-
munalen Gebietskörperschaft 
oder einer für ein Teilgebiet ei-
nes Landes gebildeten Verwal-
tungseinheit oder 

 3. ein aus einer Person bestehendes 
Organ einer kommunalen Gebiets-
körperschaft oder einer für ein Teil-
gebiet eines Landes gebildeten Ver-
waltungseinheit 

rechtswidrig mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit einem empfindlichen Übel nötigt, 
seine Befugnisse nicht oder in einem be-
stimmten Sinne auszuüben, wird mit Frei-
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

rechtswidrig mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit einem empfindlichen Übel nötigt, 
seine Befugnisse nicht oder in einem be-
stimmten Sinne auszuüben, wird mit Frei-
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. (2) u n v e r ä n d e r t  

(3) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 113 § 113 

Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte 

Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte 

(1) Wer einem Amtsträger oder Solda-
ten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung 
von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Urtei-
len, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügun-
gen berufen ist, bei der Vornahme einer 
solchen Diensthandlung mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt Widerstand leis-
tet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(1) Wer einem Amtsträger oder Solda-
ten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung 
von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Urtei-
len, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügun-
gen berufen ist, bei der Vornahme einer 
solchen Diensthandlung mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt Widerstand leis-
tet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn  

(2) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn  

1. der Täter oder ein anderer Beteiligter 
eine Waffe oder ein anderes gefährli-
ches Werkzeug bei sich führt, 

1. der Täter oder ein anderer Beteiligter 
eine Waffe oder ein anderes gefährli-
ches Werkzeug bei sich führt oder 

2. der Täter durch eine Gewalttätigkeit 
den Angegriffenen in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Gesund-
heitsschädigung bringt oder 

2. der Täter die Tat mit einem anderen 
Beteiligten gemeinschaftlich begeht. 

3. die Tat mit einem anderen Beteiligten 
gemeinschaftlich begangen wird. 

 entfällt 

(3) Die Tat ist nicht nach dieser Vor-
schrift strafbar, wenn die Diensthandlung 
nicht rechtmäßig ist. Dies gilt auch dann, 
wenn der Täter irrig annimmt, die Dienst-
handlung sei rechtmäßig. 

(3) u n v e r ä n d e r t  



 - 14 -  

 

Bestehendes Recht Künftiges Recht 

(4) Nimmt der Täter bei Begehung der 
Tat irrig an, die Diensthandlung sei nicht 
rechtmäßig, und konnte er den Irrtum ver-
meiden, so kann das Gericht die Strafe 
nach seinem Ermessen mildern (§ 49 
Abs. 2) oder bei geringer Schuld von einer 
Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen. 
Konnte der Täter den Irrtum nicht vermei-
den und war ihm nach den ihm bekannten 
Umständen auch nicht zuzumuten, sich mit 
Rechtsbehelfen gegen die vermeintlich 
rechtswidrige Diensthandlung zu wehren, 
so ist die Tat nicht nach dieser Vorschrift 
strafbar; war ihm dies zuzumuten, so kann 
das Gericht die Strafe nach seinem Ermes-
sen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von einer 
Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 114 § 114 

Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbe-
amte 

Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbe-
amte 

(1) Wer einen Amtsträger oder Solda-
ten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung 
von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Urtei-
len, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügun-
gen berufen ist, bei einer Diensthandlung 
tätlich angreift, wird mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(1) Wer einen Amtsträger oder Solda-
ten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung 
von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Urtei-
len, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügun-
gen berufen ist, bei einer Diensthandlung 
tätlich angreift, wird mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) § 113 Absatz 2 gilt entsprechend. (2) In besonders schweren Fällen 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn  

 1. der Täter oder ein anderer Beteilig-
ter bei der Tat eine Waffe oder ein 
anderes gefährliches Werkzeug ver-
wendet, 

 2. der Täter die Tat mit einem anderen 
Beteiligten gemeinschaftlich begeht, 

 3. der Täter durch eine Gewalttätigkeit 
den Angegriffenen in die Gefahr des 
Todes oder einer schweren Gesund-
heitsschädigung bringt oder 

 4. der Täter die Tat mittels eines hin-
terlistigen Überfalls begeht. 
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 (3) In minder schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren. 

(3) § 113 Absatz 3 und 4 gilt entspre-
chend, wenn die Diensthandlung eine Voll-
streckungshandlung im Sinne des § 113 
Absatz 1 ist. 

(4) § 113 Absatz 3 und 4 gilt entspre-
chend, wenn die Diensthandlung eine Voll-
streckungshandlung im Sinne des § 113 
Absatz 1 ist. 

§ 115 § 115 

Widerstand gegen oder tätlicher Angriff 
auf Personen, die Vollstreckungsbeam-

ten gleichstehen 

Widerstand gegen oder tätlicher Angriff 
auf Personen, die Vollstreckungsbeam-

ten gleichstehen 

(1) Zum Schutz von Personen, die die 
Rechte und Pflichten eines Polizeibeamten 
haben oder Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft sind, ohne Amtsträger 
zu sein, gelten die §§ 113 und 114 entspre-
chend. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Zum Schutz von Personen, die zur 
Unterstützung bei der Diensthandlung hin-
zugezogen sind, gelten die §§ 113 und 114 
entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Nach § 113 wird auch bestraft, wer 
bei Unglücksfällen, gemeiner Gefahr oder 
Not Hilfeleistende der Feuerwehr, des Ka-
tastrophenschutzes, eines Rettungsdiens-
tes, eines ärztlichen Notdienstes oder einer 
Notaufnahme durch Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt behindert. Nach § 114 
wird bestraft, wer die Hilfeleistenden in die-
sen Situationen tätlich angreift. 

entfällt 

§ 126 § 126 

Störung des öffentlichen Friedens durch 
Androhung von Straftaten 

Störung des öffentlichen Friedens durch 
Androhung von Straftaten 

(1) Wer in einer Weise, die geeignet 
ist, den öffentlichen Frieden zu stören, 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. einen der in § 125a Satz 2 Nr. 1 bis 4 
bezeichneten Fälle des Landesfrie-
densbruchs, 

1. u n v e r ä n d e r t  



 - 16 -  

 

Bestehendes Recht Künftiges Recht 

2. eine Straftat gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung in den Fällen des § 177 
Absatz 4 bis 8 oder des § 178, , 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einen Mord (§ 211), Totschlag (§ 212) 
oder Völkermord (§ 6 des Völkerstraf-
gesetzbuches) oder ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (§ 7 des Völ-
kerstrafgesetzbuches) oder ein Kriegs-
verbrechen (§§ 8, 9, 10, 11 oder 12 
des Völkerstrafgesetzbuches), 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. einen Mord (§ 211), Totschlag (§ 212) 
oder Völkermord (§ 6 des Völkerstraf-
gesetzbuches) oder ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (§ 7 des Völ-
kerstrafgesetzbuches) oder ein Kriegs-
verbrechen (§§ 8, 9, 10, 11 oder 12 
des Völkerstrafgesetzbuches), 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. eine Straftat gegen die persönliche 
Freiheit in den Fällen des § 232 Ab-
satz 3 Satz 2, des § 232a Absatz 3, 4 
oder 5, des § 232b Absatz 3 oder 4, 
des § 233a Absatz 3 oder 4, jeweils 
soweit es sich um Verbrechen handelt, 
der §§ 234 bis 234b, 239a oder 239b, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. einen Raub oder eine räuberische Er-
pressung (§§ 249 bis 251 oder 255), 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. ein gemeingefährliches Verbrechen in 
den Fällen der §§ 306 bis 306c oder 
307 Abs. 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 
bis 4, des § 309 Abs. 1 bis 4, der 
§§ 313, 314 oder 315 Abs. 3, des 
§ 315b Abs. 3, des § 316a Abs. 1 oder 
3, des § 316c Abs. 1 oder 3 oder des 
§ 318 Abs. 3 oder 4 oder, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. ein gemeingefährliches Vergehen in 
den Fällen des § 309 Abs. 6, des § 311 
Abs. 1, des § 316b Abs. 1, des § 317 
Abs. 1 oder des § 318 Abs. 1  

8. ein gemeingefährliches Vergehen in 
den Fällen des § 309 Absatz 6, des 
§ 311 Absatz 1, des § 316b Absatz 1 
Satz 1, des § 317 Absatz 1 oder des 
§ 318 Absatz 1 

androht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

androht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer in einer 
Weise, die geeignet ist, den öffentlichen 
Frieden zu stören, wider besseres Wissen 
vortäuscht, die Verwirklichung einer der in 
Absatz 1 genannten rechtswidrigen Taten 
stehe bevor. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 129a § 129a 

Bildung terroristischer Vereinigungen Bildung terroristischer Vereinigungen 

(1) Wer eine Vereinigung (§ 129 Ab-
satz 2) gründet, deren Zwecke oder deren 
Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Mord (§ 211) oder Totschlag (§ 212) 
oder Völkermord (§ 6 des Völkerstraf-
gesetzbuches) oder Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit (§ 7 des Völkerstra-
fgesetzbuches) oder Kriegsverbrechen 
(§§ 8, 9, 10, 11 oder § 12 des Völker-
strafgesetzbuches) oder 

 

2 Straftaten gegen die persönliche Frei-
heit in den Fällen des § 239a oder des 
§ 239b 

 

3. (weggefallen)  

zu begehen, oder wer sich an einer sol-
chen Vereinigung als Mitglied beteiligt, wird 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren bestraft. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine 
Vereinigung gründet, deren Zwecke oder 
deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. gefährliche Körperverletzungen (§ 224) 
oder Körperverletzungen (§ 223), die 
einem anderen Menschen schwere 
körperliche oder seelische Schäden, 
insbesondere der in § 226 bezeichne-
ten Art, zufügen, 

1. u n v e r ä n d e r t  



 - 18 -  

 

Bestehendes Recht Künftiges Recht 

2. Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a oder gemeingefährliche Strafta-
ten in den Fällen der §§ 306 bis 306c 
oder 307 Abs. 1 bis 3, des § 308 Ab-
satz 1 bis 5, des § 309 Abs. 1 bis 5, 
der §§ 313, 314 oder 315 Abs. 1, 3 
oder 4, des § 316b Abs. 1 oder 3 oder 
des § 316c Abs. 1 bis 3 oder des § 317 
Abs. 1, 

2. Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a oder gemeingefährliche Strafta-
ten in den Fällen der §§ 306 bis 306c 
oder 307 Abs. 1 bis 3, des § 308 Ab-
satz 1 bis 5, des § 309 Abs. 1 bis 5, 
der §§ 313, 314 oder 315 Abs. 1, 3 
oder 4, des § 316b Absatz 1 Satz 1, 
oder Absatz 2, oder des § 316c Abs. 1 
bis 3 oder des § 317 Abs. 1, 

3. Straftaten gegen die Umwelt in den 
Fällen des § 330a Abs. 1 bis 3, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, 
§ 20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 
bis 3, jeweils auch in Verbindung mit 
§ 21, oder nach § 22a Absatz 1 bis 3 
des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 
oder § 52 Absatz 1, 3, 5 oder 6 des 
Waffengesetzes oder 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Straftaten nach § 310 Absatz 1 oder 2 
oder § 328 Absatz 1 oder 2 

6. u n v e r ä n d e r t  

zu begehen, oder wer sich an einer sol-
chen Vereinigung als Mitglied beteiligt, 
wenn eine der in den Nummern 1 bis 6 be-
zeichneten Taten bestimmt ist, die Bevöl-
kerung auf erhebliche Weise einzuschüch-
tern, eine Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 
die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Grundstruk-
turen eines Staates oder einer internationa-
len Organisation zu beseitigen oder erheb-
lich zu beeinträchtigen, und durch die Art 
ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen ei-
nen Staat oder eine internationale Organi-
sation erheblich schädigen kann. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Sind die Zwecke oder die Tätigkeit 
der Vereinigung darauf gerichtet, eine der 
in Absatz 1 und 2 bezeichneten Straftaten 
anzudrohen, ist auf Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu er-
kennen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Gehört der Täter zu den Rädels-
führern oder Hintermännern, so ist in den 
Fällen der Absätze 1 und 2 auf Freiheits-
strafe nicht unter drei Jahren, in den Fällen 
des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Wer eine in Absatz 1, 2 oder Ab-
satz 3 bezeichnete Vereinigung unterstützt, 
wird in den Fällen der Absätze 1 und 2 mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren, in den Fällen des Absatzes 3 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. In den Fällen des 
Satzes 1 ist der Versuch strafbar. Wer für 
eine in Absatz 1 oder Absatz 2 bezeichnete 
Vereinigung um Mitglieder oder Unterstüt-
zer wirbt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Das Gericht kann bei Beteiligten, 
deren Schuld gering und deren Mitwirkung 
von untergeordneter Bedeutung ist, in den 
Fällen der Absätze 1, 2, 3 und 5 die Strafe 
nach seinem Ermessen (§ 49 Abs. 2) mil-
dern. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) § 129 Absatz 7 gilt entsprechend. (7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Neben einer Freiheitsstrafe von 
mindestens sechs Monaten kann das Ge-
richt die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu be-
kleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öf-
fentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen 
(§ 45 Abs. 2). 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) In den Fällen der Absätze 1, 2, 4 
und 5 kann das Gericht Führungsaufsicht 
anordnen (§ 68 Abs. 1). 

(9) u n v e r ä n d e r t  

§ 130 § 130 

Volksverhetzung Volksverhetzung 

(1) Wer in einer Weise, die geeignet 
ist, den öffentlichen Frieden zu stören, 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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1. gegen eine nationale, rassische, religi-
öse oder durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe, gegen Teile der 
Bevölkerung oder gegen einen Einzel-
nen wegen dessen Zugehörigkeit zu 
einer vorbezeichneten Gruppe oder zu 
einem Teil der Bevölkerung zum Hass 
aufstachelt, zu Gewalt- oder Willkür-
maßnahmen auffordert oder 

1 .  u n v e r ä n d e r t  

2. die Menschenwürde anderer dadurch 
angreift, dass er eine vorbezeichnete 
Gruppe, Teile der Bevölkerung oder ei-
nen Einzelnen wegen dessen Zugehö-
rigkeit zu einer vorbezeichneten 
Gruppe oder zu einem Teil der Bevöl-
kerung beschimpft, böswillig verächt-
lich macht oder verleumdet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer, 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. einen Inhalt (§ 11 Absatz 3) verbreitet 
oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht oder einer Person unter acht-
zehn Jahren einen Inhalt (§ 11 Ab-
satz 3) anbietet, überlässt oder zu-
gänglich macht, der 

1. einen Inhalt (§ 11 Absatz 3) verbreitet 
oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht oder einer Person unter acht-
zehn Jahren einen Inhalt (§ 11 Ab-
satz 3) anbietet, überlässt oder zu-
gänglich macht, der 

a) zum Hass gegen eine in Absatz 1 
Nummer 1 bezeichnete Gruppe, 
gegen Teile der Bevölkerung oder 
gegen einen Einzelnen wegen 
dessen Zugehörigkeit zu einer in 
Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten 
Gruppe oder zu einem Teil der Be-
völkerung aufstachelt, 

a) zum Hass gegen eine in Absatz 1 
Nummer 1 bezeichnete Gruppe, ge-
gen Teile der Bevölkerung oder ge-
gen einen Einzelnen wegen dessen 
Zugehörigkeit zu einer in Absatz 1 
Nummer 1 bezeichneten Gruppe 
oder zu einem Teil der Bevölkerung 
aufstachelt, 

b) zu Gewalt- oder Willkürmaßnah-
men gegen in Buchstabe a ge-
nannte Personen oder Personen-
mehrheiten auffordert oder 

b) zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen 
gegen in Buchstabe a genannte 
Personen oder Personenmehrhei-
ten auffordert oder 

c) die Menschenwürde von in Buch-
stabe a genannten Personen oder 
Personenmehrheiten dadurch an-
greift, dass diese beschimpft, bös-
willig verächtlich gemacht oder 
verleumdet werden oder 

c) die Menschenwürde von in Buch-
stabe a genannten Personen oder 
Personenmehrheiten dadurch an-
greift, dass diese beschimpft, bös-
willig verächtlich gemacht oder ver-
leumdet werden oder 
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2. einen in Nummer 1 Buchstabe a bis c 
bezeichneten Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 
anbietet, bewirbt oder es unternimmt, 
diesen ein- oder auszuführen, um ihn 
im Sinne der Nummer 1 zu verwenden 
oder einer anderen Person eine solche 
Verwendung zu ermöglichen. 

2.  einen in Nummer 1 Buchstabe a bis c 
bezeichneten Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 
anbietet, bewirbt oder es unternimmt, 
diesen ein- oder auszuführen, um ihn 
im Sinne der Nummer 1 zu verwenden 
oder einer anderen Person eine solche 
Verwendung zu ermöglichen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine unter der Herrschaft des Nationalsozi-
alismus begangene Handlung der in § 6 
Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbuches be-
zeichneten Art in einer Weise, die geeignet 
ist, den öffentlichen Frieden zu stören, öf-
fentlich oder in einer Versammlung billigt, 
leugnet oder verharmlost. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
öffentlich oder in einer Versammlung den 
öffentlichen Frieden in einer die Würde der 
Opfer verletzenden Weise dadurch stört, 
dass er die nationalsozialistische Gewalt- 
und Willkürherrschaft billigt, verherrlicht 
oder rechtfertigt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine Handlung der in den §§ 6 bis 12 des 
Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art 
gegen eine der in Absatz 1 Nummer 1 be-
zeichneten Personenmehrheiten oder ge-
gen einen Einzelnen wegen dessen Zuge-
hörigkeit zu einer dieser Personenmehrhei-
ten öffentlich oder in einer Versammlung in 
einer Weise billigt, leugnet oder gröblich 
verharmlost, die geeignet ist, zu Hass oder 
Gewalt gegen eine solche Person oder 
Personenmehrheit aufzustacheln und den 
öffentlichen Frieden zu stören. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Absatz 2 gilt auch für einen in den 
Absätzen 3 bis 5 bezeichneten Inhalt (§ 11 
Absatz 3). 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) In den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 1, auch in Verbindung mit Ab-
satz 6, ist der Versuch strafbar. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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(8) In den Fällen des Absatzes 2, 
auch in Verbindung mit den Absätzen 6 
und 7, sowie in den Fällen der Absätze 3 
bis 5 gilt § 86 Absatz 4 entsprechend. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

 (9) Neben einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr kann das Ge-
richt die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu 
bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen, aber-
kennen (§ 45 Absatz 2). 

§ 194 § 194 

Strafantrag Strafantrag 

(1) Die Beleidigung wird nur auf An-
trag verfolgt. Ist die Tat in einer Versamm-
lung oder dadurch begangen, dass ein In-
halt (§ 11 Absatz 3) verbreitet oder der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht worden ist, 
so ist ein Antrag nicht erforderlich, wenn 
der Verletzte als Angehöriger einer Gruppe 
unter der nationalsozialistischen oder einer 
anderen Gewalt- und Willkürherrschaft ver-
folgt wurde, diese Gruppe Teil der Bevölke-
rung ist und die Beleidigung mit dieser Ver-
folgung zusammenhängt. In den Fällen der 
§§ 188 und 192a wird die Tat auch dann 
verfolgt, wenn die Strafverfolgungsbehörde 
wegen des besonderen öffentlichen Inte-
resses an der Strafverfolgung ein Ein-
schreiten von Amts wegen für geboten hält. 
Die Taten nach den Sätzen 2 und 3 können 
jedoch nicht von Amts wegen verfolgt wer-
den, wenn der Verletzte widerspricht. Der 
Widerspruch kann nicht zurückgenommen 
werden. Stirbt der Verletzte, so gehen das 
Antragsrecht und das Widerspruchsrecht 
auf die in § 77 Abs. 2 bezeichneten Ange-
hörigen über. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Ist das Andenken eines Verstorbe-
nen verunglimpft, so steht das Antragsrecht 
den in § 77 Abs. 2 bezeichneten Angehöri-
gen zu. Ist die Tat in einer Versammlung 
oder dadurch begangen, dass ein Inhalt 
(§ 11 Absatz 3) verbreitet oder der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht worden ist, so 
ist ein Antrag nicht erforderlich, wenn der 
Verstorbene sein Leben als Opfer der nati-
onalsozialistischen oder einer anderen Ge-
walt- und Willkürherrschaft verloren hat und 
die Verunglimpfung damit zusammenhängt. 
Die Tat kann jedoch nicht von Amts wegen 
verfolgt werden, wenn ein Antragsberech-
tigter der Verfolgung widerspricht. Der Wi-
derspruch kann nicht zurückgenommen 
werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ist die Beleidigung gegen einen 
Amtsträger, einen für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten oder einen 
Soldaten der Bundeswehr während der 
Ausübung seines Dienstes oder in Bezie-
hung auf seinen Dienst begangen, so wird 
sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetz-
ten verfolgt. Richtet sich die Tat gegen eine 
Behörde oder eine sonstige Stelle, die Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nimmt, so wird sie auf Antrag des Behör-
denleiters oder des Leiters der aufsichtfüh-
renden Behörde verfolgt. Dasselbe gilt für 
Träger von Ämtern und für Behörden der 
Kirchen und anderen Religionsgesellschaf-
ten des öffentlichen Rechts. 

(3) Ist die Beleidigung gegen einen 
Amtsträger, einen für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten oder einen 
Soldaten der Bundeswehr während der 
Ausübung seines Dienstes oder in Bezie-
hung auf seinen Dienst begangen, so wird 
sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetz-
ten verfolgt. Richtet sich die Tat gegen eine 
Behörde oder eine sonstige Stelle, die Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nimmt, so wird sie auf Antrag des Behör-
denleiters oder des Leiters der aufsichtfüh-
renden Behörde verfolgt. Dasselbe gilt für 
Träger von Ämtern und für Behörden der 
Kirchen und anderen Religionsgesellschaf-
ten des öffentlichen Rechts. Wird das An-
denken einer in Satz 1 genannten Per-
son, die verstorben ist, in Beziehung auf 
ihre Dienstausübung verunglimpft, so 
wird die Tat auch auf Antrag des Dienst-
vorgesetzten verfolgt. 

(4) Richtet sich die Tat gegen ein Ge-
setzgebungsorgan des Bundes oder eines 
Landes oder eine andere politische Körper-
schaft im räumlichen Geltungsbereich die-
ses Gesetzes, so wird sie nur mit Ermächti-
gung der betroffenen Körperschaft verfolgt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 305a § 305a 

Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel 

(1) Wer rechtswidrig (1) Wer rechtswidrig 
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1. ein fremdes technisches Arbeitsmittel 
von bedeutendem Wert, das für die 
Errichtung einer Anlage oder eines 
Unternehmens im Sinne des § 316b 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder einer Anlage, 
die dem Betrieb oder der Entsorgung 
einer solchen Anlage oder eines sol-
chen Unternehmens dient, von we-
sentlicher Bedeutung ist, oder 

1 ein fremdes technisches Arbeitsmittel 
von bedeutendem Wert, das für die Er-
richtung einer Anlage oder eines Un-
ternehmens im Sinne des § 316b Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder 
einer Anlage, die dem Betrieb oder der 
Entsorgung einer solchen Anlage oder 
eines solchen Unternehmens dient, 
von wesentlicher Bedeutung ist, oder 

2. ein für den Einsatz wesentliches tech-
nisches Arbeitsmittel der Polizei, der 
Bundeswehr, der Feuerwehr, des Ka-
tastrophenschutzes oder eines Ret-
tungsdienstes, das von bedeutendem 
Wert ist, oder 

2 ein für den Einsatz wesentliches tech-
nisches Arbeitsmittel der Polizei, der 
Bundeswehr, der Feuerwehr, des Zi-
vilschutzes, des Katastrophenschut-
zes oder eines Rettungsdienstes, das 
von bedeutendem Wert ist, oder 

3. ein Kraftfahrzeug der Polizei, der Bun-
deswehr, der Feuerwehr, des Kata-
strophenschutzes oder eines Ret-
tungsdienstes 

3 ein Kraftfahrzeug der Polizei, der Bun-
deswehr, der Feuerwehr, des Zivil-
schutzes, des Katastrophenschutzes 
oder eines Rettungsdienstes 

ganz oder teilweise zerstört, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

ganz oder teilweise zerstört, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. (2) u n v e r ä n d e r t  

§ 316b § 316b 

Störung öffentlicher Betriebe Störung öffentlicher Unternehmen, Anla-
gen oder Einrichtungen; Behinderung 

der für sie tätigen Personen 

(1) Wer den Betrieb (1) u n v e r ä n d e r t  

1. von Unternehmen oder Anlagen, die 
der öffentlichen Versorgung mit Post-
dienstleistungen oder dem öffentlichen 
Verkehr dienen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer der öffentlichen Versorgung mit 
Wasser, Licht, Wärme oder Kraft die-
nenden Anlage oder eines für die Ver-
sorgung der Bevölkerung lebenswich-
tigen Unternehmens oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer der öffentlichen Ordnung oder Si-
cherheit dienenden Einrichtung oder 
Anlage 

3. u n v e r ä n d e r t  
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dadurch verhindert oder stört, daß er eine 
dem Betrieb dienende Sache zerstört, be-
schädigt, beseitigt, verändert oder un-
brauchbar macht oder die für den Betrieb 
bestimmte elektrische Kraft entzieht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

dadurch verhindert oder stört, dass er eine 
dem Betrieb dienende Sache zerstört, be-
schädigt, beseitigt, verändert oder un-
brauchbar macht oder die für den Betrieb 
bestimmte elektrische Kraft entzieht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 

(2) Der Versuch ist strafbar.  

(3) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu zehn Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
der Täter durch die Tat die Versorgung der 
Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern, 
insbesondere mit Wasser, Licht, Wärme 
oder Kraft, beeinträchtigt. 

(2) In besonders schweren Fällen des 
Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter durch die Tat die 
Versorgung der Bevölkerung mit lebens-
wichtigen Gütern, insbesondere mit Was-
ser, Licht, Wärme oder Kraft, beeinträch-
tigt. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer eine Person bei ihrer Tätigkeit für 
ein Unternehmen, eine Anlage oder eine 
Einrichtung nach Absatz 1 Satz 1 durch 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 
behindert. In besonders schweren Fäl-
len des Satzes 1 ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
oder ein anderer Beteiligter eine Waffe 
oder ein anderes gefährliches Werkzeug 
bei sich führt oder der Täter die Tat mit 
einem anderen Beteiligten gemein-
schaftlich begeht. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren wird bestraft, 
wer eine Person bei ihrer Tätigkeit für 
ein Unternehmen, eine Anlage oder eine 
Einrichtung nach Absatz 1 Satz 1 tätlich 
angreift. In besonders schweren Fällen 
des Satzes 1 ist die Strafe Freiheits-
strafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn  

1. der Täter oder ein anderer Beteilig-
ter bei der Tat eine Waffe oder ein 
anderes gefährliches Werkzeug ver-
wendet, 
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2. der Täter die Tat mit einem anderen 
Beteiligten gemeinschaftlich begeht, 

3. der Täter durch eine Gewalttätigkeit 
die Person in die Gefahr des Todes 
oder einer schweren Gesundheits-
schädigung bringt oder 

4. der Täter die Tat mittels eines hin-
terlistigen Überfalls begeht. 

In minder schweren Fällen des Satzes 1 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren. 

§ 323c § 323c 

Unterlassene Hilfeleistung; Behinde-
rung hilfeleistender Personen 

Unterlassene Hilfeleistung; Behinde-
rung hilfeleistender Personen 

(1) Wer bei Unglücksfällen oder ge-
meiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, 
obwohl dies erforderlich und ihm den Um-
ständen nach zuzumuten, insbesondere 
ohne erhebliche eigene Gefahr und ohne 
Verletzung anderer wichtiger Pflichten 
möglich ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(1) u n v e r ä n d e r t   

(2) Ebenso wird bestraft, wer in die-
sen Situationen eine Person behindert, die 
einem Dritten Hilfe leistet oder leisten will.  

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 

1. Hilfeleistende der Feuerwehr, des 
Zivilschutzes, des Katastrophen-
schutzes oder eines Rettungsdiens-
tes bei Unglücksfällen oder gemei-
ner Gefahr oder Not oder 

2. Angehörige eines Heilberufs, der für 
die Berufsausübung oder die Füh-
rung der Berufsbezeichnung eine 
staatlich geregelte Ausbildung er-
fordert, oder bei ihnen berufsmäßig 
tätige Gehilfen oder bei ihnen zur 
Vorbereitung auf den Beruf tätige 
Personen bei ihrer beruflichen Tä-
tigkeit 
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durch Gewalt oder durch Drohung mit 
Gewalt behindert. In besonders schwe-
ren Fällen des Satzes 1 ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer 
Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tä-
ter oder ein anderer Beteiligter eine 
Waffe oder ein anderes gefährliches 
Werkzeug bei sich führt oder der Täter 
die Tat mit einem anderen Beteiligten 
gemeinschaftlich begeht. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 
eine Person nach Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 bei Unglücksfällen oder gemeiner 
Gefahr oder Not oder eine Person nach 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bei ihrer be-
ruflichen Tätigkeit tätlich angreift. In be-
sonders schweren Fällen des Satzes 1 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn 

 1. der Täter oder ein anderer Beteilig-
ter bei der Tat eine Waffe oder ein 
anderes gefährliches Werkzeug ver-
wendet, 

 2. der Täter die Tat mit einem anderen 
Beteiligten gemeinschaftlich begeht, 

 3. der Täter durch eine Gewalttätigkeit 
die Person in die Gefahr des Todes 
oder einer schweren Gesundheits-
schädigung bringt oder 

 4. der Täter die Tat mittels eines hin-
terlistigen Überfalls begeht. 

In minder schweren Fällen des Satzes 1 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren. 
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Gerichtsverfassungsgesetz Gerichtsverfassungsgesetz 

( - GVG) 
vom: 12.09.1950 - zuletzt geän-

dert durch Art. 5 G. v. 
02.07.2026 I Nr. 198 

( - GVG) 
vom: 12.09.1950 - zuletzt geän-

dert durch Art. 5 G. v. 
02.07.2026 I Nr. 198 

§ 74a § 74a 

(1) Bei den Landgerichten, in deren 
Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz 
hat, ist eine Strafkammer für den Bezirk 
dieses Oberlandesgerichts als erkennen-
des Gericht des ersten Rechtszuges zu-
ständig für Straftaten  

(1) Bei den Landgerichten, in deren 
Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz 
hat, ist eine Strafkammer für den Bezirk 
dieses Oberlandesgerichts als erkennen-
des Gericht des ersten Rechtszuges zu-
ständig für Straftaten  

1. des Friedensverrats in den Fällen des 
§ 80a des Strafgesetzbuches, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates in den Fällen der §§ 84 
bis 86, 87 bis 90, 90a Abs. 3 und des § 
90b des Strafgesetzbuches, 

2. u n v e r ä n d e r t  

 2a. der Nötigung von staatlichen Orga-
nen, von deren Mitgliedern sowie 
von kommunalen Entscheidungsträ-
gern in den Fällen des § 105 Ab-
satz 1 Nummer 5 und des § 106 Ab-
satz 1 Nummer 2 Buchstabe e und 
Nummer 3 des Strafgesetzbuches, 

3. der Gefährdung der Landesverteidi-
gung in den Fällen der §§ 109d bis 
109g des Strafgesetzbuches, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der Zuwiderhandlung gegen ein Verei-
nigungsverbot in den Fällen des § 129, 
auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1, 
des Strafgesetzbuches und des § 20 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Vereins-
gesetzes; dies gilt nicht, wenn dieselbe 
Handlung eine Straftat nach dem Be-
täubungsmittelgesetz, Konsumcan-
nabisgesetz oder Medizinal-Cannabis-
gesetz darstellt, 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. der Verschleppung (§ 234a des Straf-
gesetzbuches), 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. des Verschwindenlassens von Perso-
nen (§ 234b des Strafgesetzbuches) 
und 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. der politischen Verdächtigung (§ 241a 
des Strafgesetzbuches). 

7. u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Zuständigkeit des Landge-
richts entfällt, wenn der Generalbundesan-
walt wegen der besonderen Bedeutung des 
Falles vor der Eröffnung des Hauptverfah-
rens die Verfolgung übernimmt, es sei 
denn, daß durch Abgabe nach § 142a Abs. 
4 oder durch Verweisung nach § 120 Ab-
satz 2 Satz 3 die Zuständigkeit des Land-
gerichts begründet wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) In den Sachen, in denen die Straf-
kammer nach Absatz 1 zuständig ist, trifft 
sie auch die in § 73 Abs. 1 bezeichneten 
Entscheidungen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für die Anordnung von Maßnah-
men nach den §§ 100b und 100c der Straf-
prozessordnung ist eine nicht mit Hauptver-
fahren in Strafsachen befasste Kammer bei 
den Landgerichten, in deren Bezirk ein 
Oberlandesgericht seinen Sitz hat, für den 
Bezirk dieses Oberlandesgerichts zustän-
dig. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Im Rahmen der Absätze 1, 3 und 
4 erstreckt sich der Bezirk des Landge-
richts auf den Bezirk des Oberlandesge-
richts. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 120 § 120 

(1) In Strafsachen sind die Oberlan-
desgerichte, in deren Bezirk die Landesre-
gierungen ihren Sitz haben, für das Gebiet 
des Landes zuständig für die Verhandlung 
und Entscheidung im ersten Rechtszug  

(1) In Strafsachen sind die Oberlan-
desgerichte, in deren Bezirk die Landesre-
gierungen ihren Sitz haben, für das Gebiet 
des Landes zuständig für die Verhandlung 
und Entscheidung im ersten Rechtszug  

1. (weggefallen) 1. u n v e r ä n d e r t  

2. bei Hochverrat (§§ 81 bis 83 des Straf-
gesetzbuches), 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. bei Landesverrat und Gefährdung der 
äußeren Sicherheit (§§ 94 bis 100a 
des Strafgesetzbuches) sowie bei 
Straftaten nach § 52 Abs. 2 des Pa-
tentgesetzes, nach § 9 Abs. 2 des Ge-
brauchsmustergesetzes in Verbindung 
mit § 52 Abs. 2 des Patentgesetzes 
oder nach § 4 Abs. 4 des Halbleiter-
schutzgesetzes in Verbindung mit § 9 
Abs. 2 des Gebrauchsmustergesetzes 
und § 52 Abs. 2 des Patentgesetzes, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. bei einem Angriff gegen Organe und 
Vertreter ausländischer Staaten (§ 102 
des Strafgesetzbuches), 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. bei einer Straftat gegen Verfassungs-
organe in den Fällen der §§ 105, 106 
des Strafgesetzbuches, 

5. bei einer Straftat gegen staatliche 
oder europäische Organe, gegen 
den Bundespräsidenten oder gegen 
Mitglieder staatlicher oder europäi-
scher Organe in den Fällen des § 105 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 sowie des 
§ 106 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
Buchstabe a bis d des Strafgesetzbu-
ches, 

6. bei einer Zuwiderhandlung gegen das 
Vereinigungsverbot des § 129a, auch 
in Verbindung mit § 129b Abs. 1, des 
Strafgesetzbuches, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. bei Nichtanzeige von Straftaten nach § 
138 des Strafgesetzbuches, wenn die 
Nichtanzeige eine Straftat betrifft, die 
zur Zuständigkeit der Oberlandesge-
richte gehört,  

7. u n v e r ä n d e r t  

8. bei Straftaten nach dem Völkerstrafge-
setzbuch und 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. bei Straftaten nach § 87a des Strafge-
setzbuches, wenn die in Auftrag gege-
bene Straftat zur Zuständigkeit der 
Oberlandesgerichte gehört. 

9. u n v e r ä n d e r t  

(2) Diese Oberlandesgerichte sind fer-
ner für die Verhandlung und Entscheidung 
im ersten Rechtszug zuständig  

(2) u n v e r ä n d e r t  



 - 4 -  

 

Bestehendes Recht Künftiges Recht 

1. bei den in § 74a Abs. 1 bezeichneten 
Straftaten, wenn der Generalbundes-
anwalt wegen der besonderen Bedeu-
tung des Falles nach § 74a Abs. 2 die 
Verfolgung übernimmt, 

 

2. bei Mord (§ 211 des Strafgesetzbu-
ches), Totschlag (§ 212 des Strafge-
setzbuches) und den in § 129a Abs. 1 
Nr. 2 und Abs. 2 des Strafgesetzbu-
ches bezeichneten Straftaten, wenn 
ein Zusammenhang mit der Tätigkeit 
einer nicht oder nicht nur im Inland be-
stehenden Vereinigung besteht, deren 
Zweck oder Tätigkeit die Begehung 
von Straftaten dieser Art zum Gegen-
stand hat, und der Generalbundesan-
walt wegen der besonderen Bedeutung 
des Falles die Verfolgung übernimmt, 

 

3. bei Mord (§ 211 des Strafgesetz-
buchs), Totschlag (§ 212 des Strafge-
setzbuchs), erpresserischem Men-
schenraub (§ 239a des Strafgesetz-
buchs), Geiselnahme (§ 239b des 
Strafgesetzbuchs), schwerer und be-
sonders schwerer Brandstiftung (§§ 
306a und 306b des Strafgesetzbuchs), 
Brandstiftung mit Todesfolge (§ 306c 
des Strafgesetzbuchs), Herbeiführen 
einer Explosion durch Kernenergie in 
den Fällen des § 307 Abs. 1 und 3 Nr. 
1 des Strafgesetzbuchs, Herbeiführen 
einer Sprengstoffexplosion in den Fäl-
len des § 308 Abs. 1 bis 3 des Strafge-
setzbuchs, Missbrauch ionisierender 
Strahlen in den Fällen des § 309 Abs. 
1 bis 4 des Strafgesetzbuchs, Vorbe-
reitung eines Explosions- oder Strah-
lungsverbrechens in den Fällen des § 
310 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Strafgesetz-
buchs, Herbeiführen einer Über-
schwemmung in den Fällen des § 313 
Abs. 2 in Verbindung mit § 308 Abs. 2 
und 3 des Strafgesetzbuchs, gemein-
gefährlicher Vergiftung in den Fällen 
des § 314 Abs. 2 in Verbindung mit § 
308 Abs. 2 und 3 des Strafgesetz-
buchs und Angriff auf den Luft- und 
Seeverkehr in den Fällen des § 316c 
Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuchs, 
wenn die Tat nach den Umständen ge-
eignet ist,  
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a) den Bestand oder die Sicherheit 
eines Staates zu beeinträchtigen, 

 

b) Verfassungsgrundsätze der Bun-
desrepublik Deutschland zu besei-
tigen, außer Geltung zu setzen 
oder zu untergraben, 

 

c) die Sicherheit der in der Bundesre-
publik Deutschland stationierten 
Truppen des Nordatlantik-Pakts 
oder seiner nichtdeutschen Ver-
tragsstaaten zu beeinträchtigen 
oder 

 

d) den Bestand oder die Sicherheit 
einer internationalen Organisation 
zu beeinträchtigen, 

 

und der Generalbundesanwalt wegen 
der besonderen Bedeutung des Falles 
die Verfolgung übernimmt, 

 

4. bei Straftaten nach dem Außenwirt-
schaftsgesetz, dem Sanktionsdurch-
setzungsgesetz sowie bei Straftaten 
nach dem Gesetz über die Kontrolle 
von Kriegswaffen, wenn die Tat oder 
im Falle des strafbaren Versuchs auch 
ihre unterstellte Vollendung nach den 
Umständen 

 

a) geeignet ist, die äußere Sicherheit 
oder die auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland 
erheblich zu gefährden, oder 

 

b) bestimmt und geeignet ist, das 
friedliche Zusammenleben der 
Völker zu stören, 

 

und der Generalbundesanwalt wegen 
der besonderen Bedeutung des Falles 
die Verfolgung übernimmt. 
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Eine besondere Bedeutung des Falles ist 
auch anzunehmen, wenn in den Fällen des 
Satzes 1 eine Ermittlungszuständigkeit des 
Generalbundesanwalts wegen des länder-
übergreifenden Charakters der Tat geboten 
erscheint. Die Oberlandesgerichte verwei-
sen bei der Eröffnung des Hauptverfahrens 
die Sache in den Fällen der Nummer 1 an 
das Landgericht, in den Fällen der Num-
mern 2 bis 4 an das Land- oder Amtsge-
richt, wenn eine besondere Bedeutung des 
Falles nicht vorliegt. 

 

(3) In den Sachen, in denen diese 
Oberlandesgerichte nach Absatz 1 oder 2 
zuständig sind, treffen sie auch die in § 73 
Abs. 1 bezeichneten Entscheidungen. Sie 
entscheiden ferner über die Beschwerde 
gegen Verfügungen der Ermittlungsrichter 
der Oberlandesgerichte (§ 169 Abs. 1 
Satz 1 der Strafprozeßordnung) in den in 
§ 304 Abs. 5 der Strafprozeßordnung be-
zeichneten Fällen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Diese Oberlandesgerichte ent-
scheiden auch über die Beschwerde gegen 
Verfügungen und Entscheidungen des 
nach § 74a zuständigen Gerichts. Für Ent-
scheidungen über die Beschwerde gegen 
Verfügungen und Entscheidungen des 
nach § 74a Abs. 4 zuständigen Gerichts 
sowie in den Fällen des § 100e Absatz 2 
Satz 6 der Strafprozessordnung ist ein 
nicht mit Hauptverfahren in Strafsachen be-
fasster Senat zuständig. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Für den Gerichtsstand gelten die 
allgemeinen Vorschriften. Die beteiligten 
Länder können durch Vereinbarung die den 
Oberlandesgerichten in den Absätzen 1 bis 
4 zugewiesenen Aufgaben dem hiernach 
zuständigen Gericht eines Landes auch für 
das Gebiet eines anderen Landes übertra-
gen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Soweit nach § 142a für die Verfol-
gung der Strafsachen die Zuständigkeit des 
Bundes begründet ist, üben diese Oberlan-
desgerichte Gerichtsbarkeit nach Artikel 96 
Abs. 5 des Grundgesetzes aus. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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(7) Soweit die Länder aufgrund von 
Strafverfahren, in denen die Oberlandesge-
richte in Ausübung von Gerichtsbarkeit des 
Bundes entscheiden, Verfahrenskosten 
und Auslagen von Verfahrensbeteiligten zu 
tragen oder Entschädigungen zu leisten 
haben, können sie vom Bund Erstattung 
verlangen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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Zollfahndungsdienstgesetz Zollfahndungsdienstgesetz 

( - ZFdG) 
vom: 30.03.2021 - zuletzt geän-

dert durch Art. 14 G. v. 
09.04.2026 I Nr. 97 

( - ZFdG) 
vom: 30.03.2021 - zuletzt geän-

dert durch Art. 14 G. v. 
09.04.2026 I Nr. 97 

§ 76 § 76 

Übermittlung von personenbezogenen 
Daten durch das Zollkriminalamt  

Übermittlung von personenbezogenen 
Daten durch das Zollkriminalamt  

(1) Das Zollkriminalamt kann die von 
ihm nach § 72 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 
erhobenen personenbezogenen Daten zur 
Verhütung von Straftaten an die mit polizei-
lichen Aufgaben betrauten Behörden über-
mitteln, wenn sich aus den erhobenen per-
sonenbezogenen Daten selbst oder in Ver-
bindung mit weiteren Kenntnissen im Ein-
zelfall konkrete Anhaltspunkte ergeben, 
dass jemand als Täter oder Teilnehmer  

(1) u n v e r ä n d e r t  

3. Straftaten nach § 81 Absatz 1, § 89a, § 
89c, § 94 Absatz 2, § 129a, auch in 
Verbindung mit § 129b Absatz 1, den 
§§ 130, 146, 151 bis 152a, 211, 212, 
232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b, 
239a, 239b, 249 bis 251, 255, 261, 
305a, 306 bis 306c, 307 Absatz 1 bis 
3, § 308 Absatz 1 bis 5, § 309 Absatz 1 
bis 5, den §§ 313, 314, 315 Absatz 1, 3 
oder Absatz 4, § 315b Absatz 3, den 
§§ 316a, 316b Absatz 1 oder 3 oder § 
316c Absatz 1 oder 3 des Strafgesetz-
buches begehen will oder begeht, 

1. Straftaten nach § 81 Absatz 1, § 89a, 
§ 89c, § 94 Absatz 2, § 129a, auch in 
Verbindung mit § 129b Absatz 1, den 
§§ 130, 146, 151 bis 152a, 211, 212, 
232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b, 
239a, 239b, 249 bis 251, 255, 261, 
305a, 306 bis 306c, 307 Absatz 1 bis 
3, § 308 Absatz 1 bis 5, § 309 Absatz 1 
bis 5, den §§ 313, 314, 315 Absatz 1, 3 
oder Absatz 4, § 315b Absatz 3, den 
§§ 316a, 316b Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 2, oder § 316c Absatz 1 oder 3 
des Strafgesetzbuches begehen will 
oder begeht, 

2. vorsätzliche Straftaten nach den §§ 17 
oder 18 des Außenwirtschaftsgeset-
zes, den §§ 19 bis 20a oder 22a Ab-
satz 1 Nummer 4, 5 oder 7, jeweils 
auch in Verbindung mit § 21 des Ge-
setzes über die Kontrolle von Kriegs-
waffen begehen will oder begeht, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Straftaten nach § 13 des Völkerstrafge-
setzbuches begehen will oder begeht, 

3 .  u n v e r ä n d e r t  
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4. Straftaten, die in § 3 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 5 und 7 und Satz 2 des 
Artikel 10-Gesetzes bezeichnet sind, 
begehen will oder begeht oder 

4 .  u n v e r ä n d e r t  

5. Straftaten nach § 29a Absatz 1 Num-
mer 2, § 30 Absatz 1 Nummer 1 und 4 
oder § 30a des Betäubungsmittelge-
setzes begehen will oder begeht 

5 .  u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Zollkriminalamt kann die von 
ihm nach § 72 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 
erhobenen Daten zur Verfolgung von Straf-
taten an die zuständigen Behörden über-
mitteln, wenn sich aus den erhobenen per-
sonenbezogenen Daten selbst oder in Ver-
bindung mit weiteren Kenntnissen im Ein-
zelfall konkrete Anhaltspunkte ergeben, 
dass jemand als Täter oder Teilnehmer 
eine der in § 100a Absatz 2 der Strafpro-
zessordnung genannten Straftaten began-
gen hat oder in Fällen, in denen der Ver-
such strafbar ist, zu begehen versucht hat 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Zollkriminalamt kann die von 
ihm nach § 72 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 
erhobenen personenbezogenen Daten an 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle oder an das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie als Geneh-
migungsbehörde nach dem Gesetz über 
die Kontrolle von Kriegswaffen übermitteln, 
wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 
begründen, dass die Kenntnis dieser Daten 
erforderlich ist 

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. zur Aufklärung von Teilnehmern am 
Außenwirtschaftsverkehr über Um-
stände, die für die Einhaltung von Be-
schränkungen des Außenwirtschafts-
verkehrs von Bedeutung sind, oder 

 

2. im Rahmen eines Verfahrens zur Ertei-
lung einer ausfuhrrechtlichen Geneh-
migung oder zur Unterrichtung von 
Teilnehmern am Außenwirtschaftsver-
kehr, soweit hierdurch eine Genehmi-
gungspflicht für die Ausfuhr von Gütern 
begründet wird. 
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(4) Das Zollkriminalamt kann die von 
ihm nach § 72 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 
erhobenen personenbezogenen Daten an 
die Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder sowie an den Militäri-
schen Abschirmdienst übermitteln, 

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. wenn sich aus den erhobenen perso-
nenbezogenen Daten selbst oder in 
Verbindung mit weiteren Kenntnissen 
im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte 
ergeben, dass die Daten erforderlich 
sind zur Sammlung und Auswertung 
von Informationen über Bestrebungen 
in der Bundesrepublik Deutschland, die 
durch Anwendung von Gewalt oder da-
rauf gerichtete Vorbereitungshandlun-
gen gegen die in § 3 Absatz 1 Nummer 
1, 3 und 4 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes genannten Schutzgü-
ter gerichtet sind, oder 

 

2. wenn sich aus den erhobenen perso-
nenbezogenen Daten selbst oder in 
Verbindung mit weiteren Kenntnissen 
im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte 
für sicherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Tätigkeiten für eine 
fremde Macht ergeben. 

 

(5) Das Zollkriminalamt kann die von 
ihm nach § 72 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 
erhobenen personenbezogenen Daten an 
den Bundesnachrichtendienst übermitteln, 
wenn sich aus den erhobenen personenbe-
zogenen Daten selbst oder in Verbindung 
mit weiteren Kenntnissen im Einzelfall kon-
krete Anhaltspunkte ergeben, dass diese 
Daten für die Erfüllung der Aufgaben des 
Bundesnachrichtendienstes nach § 1 Ab-
satz 2 des Gesetzes über den Bundes-
nachrichtendienst zur Sammlung von Infor-
mationen über die in § 5 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1 bis 3 des Artikel 10-Gesetzes 
genannten Gefahrenbereiche erforderlich 
sind. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Das Zollkriminalamt kann die von 
ihm nach § 72 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 
erhobenen personenbezogenen Daten zur 
Verhütung von vorsätzlichen Straftaten ge-
mäß den §§ 17 und 18 des Außenwirt-
schaftsgesetzes nach den §§ 19 bis 21 und 
22a Absatz 1 Nummer 4, 5 oder 7 des Ge-
setzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 
an die mit der Ausfuhrabfertigung befass-
ten Zolldienststellen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union auf der Grundlage der 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen über 
die gegenseitige Rechts- und Amtshilfe 
übermitteln, wenn sich aus den erhobenen 
personenbezogenen Daten selbst oder in 
Verbindung mit weiteren Kenntnissen im 
Einzelfall konkrete Anhaltspunkte ergeben, 
dass derartige Straftaten begangen werden 
sollen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Das Zollkriminalamt kann unter 
Beachtung der §§ 78 bis 80 des Bundesda-
tenschutzgesetzes die von ihm nach § 72 
Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 erhobenen 
personenbezogenen Daten an die für die 
Verhütung oder Verfolgung von Straftaten 
zuständigen ausländischen öffentlichen so-
wie zwischen- und überstaatlichen Einrich-
tungen, die mit Aufgaben der Verhütung 
oder Verfolgung von Straftaten befasst 
sind, übermitteln, wenn  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. sich aus den erhobenen personenbe-
zogenen Daten selbst oder in Verbin-
dung mit weiteren Kenntnissen im Ein-
zelfall konkrete Anhaltspunkte erge-
ben, dass die Übermittlung zur Abwehr 
einer erheblichen Gefahr für außen- 
und sicherheitspolitische Belange der 
Bundesrepublik Deutschland oder er-
hebliche Sicherheitsinteressen des 
Empfängers erforderlich ist, 

 

2. überwiegende schutzwürdige Interes-
sen des Betroffenen nicht entgegen-
stehen und 

 

3. davon auszugehen ist, dass die Verar-
beitung der Daten beim Empfänger in 
Einklang mit grundlegenden rechts-
staatlichen Prinzipien erfolgt, insbeson-
dere ein angemessener Datenschutz-
standard gewährleistet ist. 
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(8) Die Übermittlung nach den Absät-
zen 1 bis 7 ist nur zulässig, wenn sie zur 
Erfüllung der Aufgaben des Dritten, an den 
die Daten übermittelt werden, erforderlich 
ist. Sind mit personenbezogenen Daten, 
die übermittelt werden, weitere Daten der 
betroffenen Person oder einer anderen 
Person in Akten so verbunden, dass eine 
Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem 
Aufwand möglich ist, ist die Übermittlung 
auch dieser Daten zulässig; eine Verarbei-
tung dieser Daten ist unzulässig. Die Ver-
antwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt das Zollkriminalamt. Über die 
Übermittlung entscheidet ein Bediensteter 
des Zollkriminalamtes, der die Befähigung 
zum Richteramt hat. Das Zollkriminalamt 
hat die Übermittlung und ihren Anlass zu 
dokumentieren 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Die Stelle, an die die Daten über-
mittelt werden, darf die Daten nur für die 
Zwecke verarbeiten, zu deren Erfüllung sie 
ihr übermittelt worden sind oder hätten 
übermittelt werden dürfen. Sie prüft unver-
züglich und sodann in Abständen von 
höchstens sechs Monaten, ob die übermit-
telten Daten für diese Zwecke erforderlich 
sind. Soweit die Daten für diese Zwecke 
nicht erforderlich sind, sind sie unverzüglich 
zu löschen. Die Löschung erfolgt unter Auf-
sicht eines Bediensteten, der die Befähi-
gung zum Richteramt hat. Die Löschung ist 
zu protokollieren. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Abweichend von Absatz 9 ist bei 
Übermittlungen ins Ausland die Stelle, an 
die die Daten übermittelt werden, darauf 
hinzuweisen, dass  

(10) u n v e r ä n d e r t  

1. die übermittelten Daten nur zu dem 
Zweck verarbeitet werden dürfen, zu 
dem sie übermittelt wurden, 

 

2. eine angebrachte Kennzeichnung bei-
zubehalten ist und 

 

3. das Zollkriminalamt sich vorbehält, 
Auskunft über die Verarbeitung einzu-
holen. 

 

 


